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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Thomas 
Gehring, Ulrike Gote, Verena Osgyan, Katharina Schulze und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Veröffentlichung von Einkünften aus Nebentätigkeit für kommu-
nale Wahlbeamte und kommunale Wahlbeamtinnen jetzt! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, einen Gesetzentwurf zur Ände-
rung des Gesetzes über kommunale Wahlbeamte und Wahlbeamtin-
nen (KWBG) vom 24. Juli 2012 vorzulegen, in dem die Verpflichtung 
zur Veröffentlichung von Einkünften aus Nebentätigkeiten für kommu-
nale Wahlbeamte und Wahlbeamtinnen geregelt wird, wenn diese im 
Monat den Betrag von 1.000 Euro oder im Jahr den Betrag von 
10.000 Euro übersteigen. 

 

 

Begründung 

Kommunale Wahlbeamte und Wahlbeamtinnen haben nach gelten-
dem Recht die Möglichkeit, neben ihrer Tätigkeit als Bürgermeister 
und Bürgermeisterin oder Landrat und Landrätin erhebliche Zusatz-
verdienste etwa durch Mandate in Aufsichtsräten oder anderen Orga-
nen kommunaler Unternehmen sowie durch sonstige Nebentätigkei-
ten zu erzielen, ohne dass weder die Art der Tätigkeit noch die Höhe 
der Einkünfte aus dieser Tätigkeit veröffentlicht werden muss.  

Bürgerinnen und Bürger haben einen Anspruch darauf, zu wissen, für 
wen die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister und Landrätinnen und 
Landräte neben ihrem Hauptamt in der Kommune sonst noch tätig 
sind. Durch die Veröffentlichung von Nebeneinkünften von kommuna-
len Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten wird die Transparenz im poli-
tischen Betrieb weiter verbessert, entsprechend der unlängst im Land-
tag für die Mitglieder des Landtags vorgenommen Regelungen. Inte-
ressenverflechtungen sind in Bayern noch nicht hinreichend durch-
schaubar, daher ist eine spürbare Verbesserung der Transparenz für 
kommunale Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten insbesondere des-
halb erforderlich, weil die Grenzen der zulässigen Nebenverdienste in 
den letzten Jahren deutlich angehoben wurden. Einkünfte aus Neben-
tätigkeit sind daher über eine entsprechende Neuregelung im Gesetz 
über kommunale Wahlbeamte und Wahlbeamtinnen zu veröffentli-
chen, wenn diese im Monat den Betrag von 1.000 Euro oder im Jahr 
den Betrag von 10.000 Euro übersteigen.  

Die Veröffentlichungspflicht dient außerdem dazu, dass die Nebentä-
tigkeit kommunaler Wahlbeamten und Wahlbeamtinnen nicht durch 
einzelne bekanntgewordene Fälle maßloser Ausnutzung der gesetz-
lich eingeräumten Spielräume in der öffentlichen Meinung negativ be-
setzt werden.  


